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Ausschluss trotz Einschluss. Ungleiche 
Handlungsressourcen von Bürgermeisterinnen und 
Bürgermeistern
UTA KLETZING
Frauen in der Politik sind nicht mehr die Ausnahme, aber noch längst nicht die 
Regel. In keinem Parlament Deutschlands seit 1919 sind Frauen gleichberechtigt 
vertreten gewesen.1 Auf der kommunalen Ebene sieht die Frauenrepräsentanz mit 
durchschnittlich etwa einem Viertel Mandatsträgerinnen sowie mit rund einem 
Zehntel (Ober-)Bürgermeisterinnen und Landrätinnen am rückständigsten aus. In 
den Landtagen sind durchschnittlich etwa ein Drittel der Mandate in Frauenhand, 
allerdings mit einer hohen Spannbreite zwischen etwa 41% und etwa 25%. Minister-
präsidentinnen gibt es aktuell zwei, und Deutschland hatte bislang insgesamt sechs. 
Der höchste Frauenanteil, den der Deutsche Bundestag je vorweisen konnte, lag bei 
37% – und zwar in der letzten Legislaturperiode. Der Rückgang auf 30,9% Frauen 
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im aktuellen 19. Bundestag setzte den Trend sinkender Frauenanteile fort, der auch 
bei den letzten Landtagswahlen zu beobachten war.
Aus ihrem Status als zahlenmäßige Minderheit und als nicht-‚männliche‘ Wesen2 
entsteht gegenwärtig eine paradoxe Situation für Frauen in der Politik: Wie auch 
in anderen Führungspositionen kommen sie zunehmend vor und sind damit qua 
formaler Position irgendwie „drin“. Aber auch nach 100 Jahren Frauenwahlrecht 
dominieren Männer und ‚Männlichkeit‘ den politischen Raum. Politikerinnen sind 
also unverändert auch irgendwie „draußen“. Die diesem Beitrag zugrunde liegende 
empirisch-analytische Forschung (Kletzing 2017a) geht diesem Ausschluss trotz 
Einschluss am Beispiel von hauptamtlichen Bürgermeisterinnen3 nach.
Mit der Untersuchung der Handlungsressourcen von Kandidat_innen in der Wahl-
situation und von Bürgermeister_innen in der Regierungssituation verbindet sich 
ein Perspektivwechsel gegenüber der bisherigen politikwissenschaftlichen Gender-
Forschung zur Unterrepräsentanz von Frauen in der Politik. Bisherige Frauenre-
präsentanz-Forschung hat mögliche Mechanismen des Ein- und Ausschlusses he-
rausgearbeitet, die den grundsätzlichen Zugang zu politischen Entscheidungs- und 
Führungspositionen geschlechtlich strukturieren. Möglichen Ausschlüssen auch 
nach Erreichen der Entscheidungs- und Führungspositionen als Nominierte bzw. 
Gewählte, also den möglicherweise ungleichen Bedingungen (Ausschluss) trotz 
gleicher Position (Einschluss) galt bislang kaum wissenschaftliche Beachtung.
Für diese Ausschlüsse der qua formaler Position Gleichen bzw. Eingeschlossenen 
interessiert sich die vorliegende Forschung mit der Frage nach den Handlungsres-
sourcen und damit nach dem Ausgebremst-Werden bzw. Angeschoben-Werden von 
Kandidat_innen bzw. Bürgermeister_innen. Machen Verteilung und Verteilungsme-
chanismen von Handlungsressourcen die Kandidatinnen bzw. Bürgermeisterinnen 
zu ausgeschlossenen Eingeschlossenen?
Nach Überblicken über die theoretisch-konzeptionelle Ausgangslage sowie über 
die Daten und Vorgehensweise der Untersuchung beantworten die Ergebnisse zwei 
Fragen: Worin genau bestehen die Ausschlüsse für Kandidatinnen bzw. Bürgermei-
sterinnen? Und was lässt sich daraus für weitere Forschung und politische Praxis 
ableiten? Der Beitrag schließt mit einem Fazit, das für einen Kulturwandel in der 
Politik plädiert sowie für ein Paritätsgesetz, um diesen anzustoßen.
Theoretischer Rahmen, Forschungsannahmen, Forschungsstand
Sowohl bei der theoretischen Fundierung als auch bei dem einbezogenen Forschungs-
stand wurden Brücken zwischen politikwissenschaftlicher Gender-Forschung und 
politik- bzw. kommunalwissenschaftlicher Führungsforschung geschlagen.4
Für die theoretische Rahmung wurde die „Forschungsheuristik“ (Mayntz/Scharpf 
1995, 39) des Akteurzentrierten Institutionalismus (AzI) mit der theoretischen Kon-
zeptualisierung von Geschlechtergerechtigkeit (Pimminger 2012)5 kombiniert. Der 
AzI bietet einen Rahmen, um Gender im theoretischen Forschungsansatz als eine 
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Institution der Makro- und Meso-Ebene (neben anderen) und die Genusgruppe 
als ein Akteursmerkmal der Mikro-Ebene (neben anderen) zu definieren. Die drei 
 Gender-Dimensionen von Pimminger (2012) – Geschlechternorm, Geschlechterord-
nung, Geschlechterstruktur – legen zum einen nahe, dass Gender und Genusgruppe 
erklärungsrelevante Kontextfaktoren für Handlungsressourcen und Handeln sind. 
Zum anderen umreißen die für jede Gender-Dimension definierten Mechanismen, die 
systematisch Geschlechterungerechtigkeit erzeugen (wie z.B. Heteronormativität, 
Androzentrismus, geschlechtliche Arbeitsteilung), die Wirkweisen, wie sich  Gender 
und Genusgruppe auf Handlungsressourcen und Handeln auswirken können.
Folglich begründete der theoretische Forschungsansatz die Forschungsannahme 
des Ausschlusses: Geschlechternorm, Geschlechterordnung (u.a. double bind6) und 
Geschlechterstruktur (u.a. Werdegänge/Lebenszusammenhänge, Vereinbarkeitssi-
tuation) weisen den Kandidat_innen und den Bürgermeister_innen unterschiedliche 
Ausgangslagen zu.
Aus dem AzI leitet sich auch das Konzept der Handlungsressourcen ab. Handlungs-
ressourcen sind nach Scharpf (2000, 86) Ausgangslagen, „die es einem Akteur er-
möglichen, ein Ergebnis in bestimmter Hinsicht und zu einem gewissen Grad zu be-
einflussen“. Für die Handlungssituationen von Bürgermeister_innen sind diejenigen 
Ausgangslagen relevant, die die Chancen der Kandidat_innen auf Wahlerfolg bzw. 
die Chancen der Bürgermeister_innen auf Amtserfolg maßgeblich mitbestimmen. 
Die Untersuchung der Handlungsressourcen ermöglicht Antworten auf die Frage, 
inwiefern Gender Handlungssituationen vorstrukturiert und das Handeln von Bür-
germeister_innen von vornherein in geschlechtlich strukturierte Bahnen lenkt. Da-
mit soll exemplarisch „entdeckt bzw. aufgedeckt“ werden, „wie Geschlechtsunter-
scheidungen hervorgebracht bzw. gemacht werden“ (Krell 2004b, 386) und wie 
„institutionalisierte Reproduktionsweisen von Zweigeschlechtlichkeit“ (Wetterer 
2004, 128) verfasst sind und zustande kommen.
Der Forschungsstand zu hauptamtlichen Bürgermeister_innen (u.a. Lukoschat/
Belschner 2014; Bertelsmann Stiftung/Deutscher Städtetag/Deutscher Städte- und 
Gemeindebund 2008; Bogumil/Heinelt 2005; Scholz 2004) und zu anderen Berufs-
politikerinnen (u.a. Schaeffer-Hegel u.a. 1998; Meyer 1997) gestaltet sich insgesamt 
eher überschaubar. Auch lassen politikwissenschaftliche Gender-Forschung auf der 
einen Seite und politik- und kommunalwissenschaftliche Führungsforschung auf 
der anderen Seite als bisherige Parallelwelten stets eine Perspektive auf ihren For-
schungsgegenstand vermissen: entweder die Perspektive auf Bürgermeister_innen 
als kommunale Spitzenpolitiker_innen, die auch in Eigenlogiken des (kommunal-)
politischen Feldes eingebunden sind, oder die Perspektive auf Bürgermeister_innen, 
die auch einer Genusgruppe angehören und deren Handlungssituationen damit auch 
durch Gender geprägt sind. Damit entgehen beiden Forschungssträngen wertvolle 
Antworten auf die je eigenen Forschungsfragen.
Der Forschungsstand, der den Ausgangspunkt der vorliegenden Forschung bildete,7 
lässt sich wie folgt zusammenfassen: Die politikwissenschaftliche Gender-For-
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schung hat vornehmlich die Wahlsituation ins Visier genommen, um die Unterre-
präsentanz von Politiker_innen zu erklären. Die Ursachen werden in erster Linie 
in den Werdegängen und Lebenszusammenhängen von Politiker_innen und in der 
Rolle von Parteien als Gatekeeper verortet (u.a. Kletzing/Lukoschat 2010; Holt-
kamp/Schnittke 2010). Auch hat die politikwissenschaftliche Gender-Forschung die 
grundsätzlich ‚männliche‘ Kodierung der Wahlsituation und der Regierungssitua-
tion nachgewiesen (u.a. Schaeffer-Hegel et al. 1998). Angesichts des übergreifenden 
androzentrischen Wirkmechanismus der „Setzung männlicher Standards, die Frauen 
als defizitär erscheinen lassen“ (Pimminger 2012, 134) stellt sich für das politische 
Feld die Frage, worin sich ‚männliche‘ Standards in der Wahlsituation von Kan-
didat_innen und in der Regierungssituation von Bürgermeister_innen zeigen und 
wie sie wirken. Um diese Frage zu beantworten, bedarf es – anders als in bisheriger 
politikwissenschaftlicher Gender-Forschung – des Einbezugs von Männern als Un-
tersuchungsgruppe und von Konzepten kommunalwissenschaftlicher Führungsfor-
schung.
Auch die kommunalwissenschaftliche Führungsforschung hebt die Rolle der Gate-
keeper von Parteien in der Wahlsituation von Bürgermeister_innen hervor und zeich-
net die gegenwärtige soziale Praxis der Eignung(sbeurteilung) von Kandidat_innen 
entlang von Auswahlverfahren und -kriterien nach (u.a. Gehne 2008). Insgesamt 
bleibt der Stand des systematischen Forschungswissens über die zentralen „Stan-
dard Operating Procedures“ (ebd., 35) in der Wahlsituation von Bürgermeister_in-
nen, also von potenziell ausschlussrelevanten Spielregeln, jedoch auch seitens der 
kommunalwissenschaftlichen Führungsforschung unbefriedigend. Vergleichsweise 
dezidierter als die politikwissenschaftliche Gender-Forschung hat sich die kommu-
nalwissenschaftliche Führungsforschung mit der Regierungssituation von Bürger-
meister_innen befasst (u.a. Holtkamp 2008; Bogumil/Heinelt 2005). Trotz weit-
gehender Gender-Blindheit der Forschungen werden mit den Kontextfaktoren des 
kommunalpolitischen Feldes zentrale Drittvariablen definiert und Strukturierungen 
eröffnet, auf die Gender-Analysen aufsetzen können. Auch ermöglichen Konzeptu-
alisierungen von Wahlerfolg und Amtserfolg, die relevanten Handlungsressourcen 
von Bürgermeister_innen in der Wahlsituation und in der Regierungssituation abzu-
stecken (u.a. Bogumil/Holtkamp 2005; Grasselt/Korte 2008).
Anders als die theoriebasierte Forschungsannahme des Ausschlusses veranlasste 
der Forschungsstand eher zur Einschlussthese: Als von ihren Parteien nominierte 
Kandidat_innen und von den Bürger_innen gewählte Bürgermeister_innen erfahren 
sie keine geschlechterbedingten manifesten Platzanweisungen in Form von unter-
schiedlichen Handlungsressourcen.8
Daten und Vorgehensweise
Ziel der Analyse ist es, die Chancen der Kandidat_innen auf Wahlerfolg bzw. die 
Chancen der Bürgermeister_innen auf Amtserfolg zu untersuchen. Dafür wurden die 
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quantitative Verteilung von fünf relevanten Handlungsressourcen sowie die Mecha-
nismen, die die jeweilige Verteilung hervorbringen, für insgesamt 22 hauptamtliche 
Bürgermeister_innen (jeweils elf Bürgermeisterinnen und Bürgermeister) sowohl in 
der Wahl- als auch in der Regierungssituation ermittelt. Sie führen Mittelstädte mit 
20.000 bis 100.000 Einwohner_innen in Nordrhein-Westfalen (NRW) und gehören 
der SPD an.9
In NRW gab es zum Zeitpunkt der Interviewvorbereitung (Januar 2012) in besagter 
Gemeindegrößenklasse 16 hauptamtliche Bürgermeisterinnen, von denen die partei-
bezogen größte homogene Gruppe von elf Bürgermeisterinnen der SPD angehörte. 
Die Vergleichsgruppe der elf Bürgermeister wurde so ausgewählt (aus insgesamt 
51), dass sie den jeweiligen Gemeindegrößen der Bürgermeisterinnen am nächsten 
kam.
Mittels mündlicher leitfadengestützter Einzelinterviews und eines Fragebogens 
wurden die subjektiven Einschätzungen der 22 Bürgermeister_innen erfragt und 
um objektive Daten und Fakten aus Internet-Recherchen ergänzt. Tabelle 1 zeigt im 
Überblick die Erhebungs- und Auswertungskategorien, wie sie in Interviewleitfa-
den, Fragebogen, Recherchen und auch in den Kategorisierungs- und Kodierungs-
leitfaden für die Datenauswertung, die im Wesentlichen mit der qualitativen Inhalts-
analyse von Mayring (2003) erfolgte, eingeflossen sind.10
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Für jeden der 22 Fälle lagen ein ausgefüllter Fragebogen, die Interviewtranskription 
und systematisch von der Autorin (und Interviewerin) dokumentierte erste Eindrü-
cke rund um die Interviewsituation für die Datenauswertung vor. Jedem_r Bürger-
meister_in wurde auf Basis dieser Daten eine Ausprägung der jeweiligen Hand-
lungsressource – uneingeschränkte, eingeschränkte oder keine Handlungsressource 
- zugewiesen.
Ergebnisse
Es lassen sich zwei zentrale Ergebnisstränge zusammenfassen: Erstens, die Vertei-
lung der Handlungsressourcen ergibt für die Kandidatinnen bzw. Bürgermeisterinnen 
nachteilige Ausgangslagen. Zweitens, die nachteilige Verteilung der Handlungsres-
sourcen kann jedoch dem Erfolg der Kandidatinnen bzw. Bürgermeisterinnen nichts 
anhaben.11
Handlungsressourcen der Wahlsituation
Tabelle 2 stellt die Handlungsressourcen, die für Kandidat_innen in der Wahlsitua-
tion als relevant definiert wurden, sowie deren Indikatoren überblicksartig dar. 
Tabelle 2: Handlungsressourcen der Wahlsituation und ihre Indikatoren im Überblick
Handlungsressourcen (Unter-)Indikatoren
Eignung(sbeurteilung) •	 Übereinstimmung	mit	heuristischen	 
Eignungskriterien
situative Wahlchancen •	 begünstigende	vs.	erschwerende	parteipolitische	
„Großwetterlage“ (Helms 2008: 19)*  in der Amtsstadt
•	 schwache_r	vs.	starke_r	primäre_r	Wahlgegner_in






*  Der Begriff geht auf die „politische und ökonomische ‚Großwetterlage‘“ von Helms (2008, 19) zurück, die er als 
einen unter mehreren Einflussfaktoren für die Regierungsführung definiert.
Eignung(sbeurteilung)
Die Handlungsressource „Eignung(sbeurteilung)“12 basiert auf dem (objektivierten) 
Eignungsmaß, welches sich aus dem Grad der Übereinstimmung der Werdegänge 
und Lebenszusammenhänge der Kandidat_innen mit den heuristischen Eignungs-
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kriterien des KandidatEN-Profils13 ergibt. Das individuelle Merkmalsprofil der 
Kandidat_innen wurde zunächst den ausführlich erhobenen Werdegängen und 
Lebenszusammenhängen der Befragten entnommen.14 Dann wurde es mit dem 
KandidatEN-Profil abgeglichen, welches sich aus den Befunden bisheriger Bür-
germeister_innen-Forschung (u.a. Gehne 2002) ableiten ließ. Folgende Merk-
male stellen sich in Form des KandidatEN-Profils als idealtypisch für die positive 
Eignung(sbeurteilung) heraus:
►  Genusgruppe: Mann
►  Lebensalter: über 45 Jahre
►  politisch-beruflicher Werdegang: hoher Ausbildungs- und Berufsstatus; kommu-
nalpolitische Erfahrung oder kommunale Verwaltungserfahrung
►  lokale Bindung: stark
►  Familienverhältnisse: „normal“ (eheliche Kernfamilie) und Verfügbarkeit absi-
chernd (keine Fürsorgepflichten)
Der Abgleich ergab für jede_n Kandidatin_en eine einschlägige oder nicht einschlä-
gige Eignung(sbeurteilung).
Der Forschungsstand und auch die Aussagen der Bürgermeister_innen legen nahe, 
dass insbesondere die Eignung(sbeurteilung) geschlechtlich strukturierte Aus-
schlüsse erzeugt und gleichzeitig immens relevant für den Wahlerfolg ist. Für die 
Kandidat_innen ist die eigene Beurteilung ihrer Eignung Quelle vom Standing in 
der Wahlsituation. Sie bedingt, sehr sicher vs. sehr verunsicherbar in eigener Sache 
aufzutreten - sowohl gegenüber der eigenen Ortspartei als auch gegenüber den Wäh-
ler_innen. Des Weiteren fließt die Eignungsbeurteilung der Ortspartei in den Rück-
halt für die_den Kandidatin_en und in die Überzeugungskraft des Wahlkampfes ein. 
Kurzum: Wenn Kandidat_innen von sich selbst und ihre Ortsparteien von ihnen als 
„die Richtigen“ überzeugt sind, setzt dies andere (individuelle und kollektive) Ener-
gien für die Wahlsituation frei als wenn nicht – das macht die Eignung(sbeurteilung) 
zur Handlungsressource.
Angesichts der androzentrischen Eignungskriterien des KandidatEN-Profils über-
rascht es wenig, dass weniger Kandidatinnen (2) als Kandidaten (7) eine einschlä-
gige Eignung und mehr Kandidatinnen (9) als Kandidaten (4) eine nicht einschlägige 
Eignung bescheinigt bekommen (Tab. 3).
Situative Wahlchancen
Dass die meisten Kandidatinnen ihrer Erstwahl wenig optimistisch entgegenbli-
cken, wird auch durch die Verteilung der zweiten Handlungsressource erzeugt: die 
situativen Wahlchancen. Damit ist die Wahrscheinlichkeit des Wahlerfolgs gemeint, 
die sich unabhängig von der_dem Kandidat_in aus bestimmten situativen Gege-
benheiten in der Amtsstadt ableiten lässt. Als ein zentraler objektiver Indikator der 
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situativen Wahlchancen gilt (u.a. Gehne 2008) die den Wahlerfolg begünstigende 
vs. erschwerende parteipolitische Großwetterlage in der Amtsstadt, die sich aus fol-
genden Faktoren zusammensetzt: erstens, welche Partei die Ratsmehrheit hat; zwei-
tens, welches Parteibuch die_der amtierende Bürgermeister_in hat; drittens, wie 
(in-)stabil sich Ratsmehrheit und Parteibuch der Bürgermeister_innen über mehrere 
Legislaturperioden hinweg darstellen.
Der zweite Indikator für eher schlechte bzw. eher gute Wahlchancen besteht in der 
Schwäche vs. Stärke der primären Wahlgegner_innen: Ist es z.B. ein_e Amtsinha-
ber_in mit/ohne Amtsbonus? Ist der amtierende Bürgermeister regulär-langfristig 
oder unerwartet-kurzfristig ausgeschieden? Halten die Kandidat_innen ihre Kon-
kurrent_innen für mehr oder weniger geeignet als sich selbst?
Alle diese (Unter-)Indikatoren zusammen ergeben die Ausprägung der je individu-
ellen situativen Wahlchancen der Kandidat_innen. Das Mittelfeld der gemischten 
Wahlchancen betrifft Kandidatinnen und Kandidaten gleichermaßen (6:6). Jedoch 
kandidieren mehr Kandidatinnen (4) als Kandidaten (2) mit sehr schlechten und 
weniger Kandidatinnen (1) als Kandidaten (3) mit sehr guten Wahlchancen (siehe 
Tabelle 3). Auch die situativen Gegebenheiten in der Amtsstadt bescheren den Kan-
didatinnen also eine im Vergleich zu den Kandidaten nachteilige Ausgangslage für 
ihre Erstwahl.
Rückhalt der Ortspartei
Eine dritte Handlungsressource der Wahlsituation ist der Rückhalt der Ortspartei, 
also wie sehr die Ortspartei als Kapital (z.B. für den Wahlkampf) der Kandidat_in-
nen mobilisierbar ist. Die Datenlage ergab, dass der formale Rückhalt der innerpar-
teilichen Nominierung insbesondere für die Kandidatinnen nicht selbstverständlich 
mit dem Rückhalt der Ortsparteien in Form von moralischer und praktischer Unter-
stützung einhergeht. Lediglich vier der elf Kandidatinnen wird der uneingeschränkte 
Rückhalt ihrer Ortspartei zuteil. Kandidatinnen müssen also nicht nur die Wähler_
innen gewinnen, sondern – häufiger als die Kandidaten – darüber hinaus auch ihre 
Ortsparteien dafür gewinnen, dies gemeinsam mit ihnen zu tun.
Tab. 3 zeigt zusammenfassend, dass jeweils mehr Kandidatinnen als Kandidaten in 
der Wahlsituation die eingeschränkte oder nicht vorhandene Ausprägung der Hand-
lungsressource zuteil wird, dagegen mehr Kandidaten als Kandidatinnen die unein-
geschränkte Ausprägung.
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Verteilung der Ausprägungen der Handlungsressourcen auf die Kandida-
tinnen (IN, N=11) und Kandidaten (ER, N=11)
IN ER IN ER IN ER




2 7 9 4
situative  
Wahlchancen
sehr gut gemischt seht schlecht




4 7 7 4
Handlungsressourcen der Regierungssituation
Folgende Handlungsressourcen wurden als für Bürgermeister_innen in der Regie-
rungssituation relevant definiert und mit folgenden Indikatoren erfasst:







Der für Bürgermeister_innen relevanteste Aspekt der parteipolitischen Ausgangs-
lage in ihren Amtsstädten ist laut kommunalwissenschaftlicher Führungsforschung 
(u.a. Holtkamp 2008), wie sich die Mehrheitsverhältnisse im Rat zum eigenen Par-
teibuch verhalten – die Rat-Bürgermeister_in-Konstellation (RBK). Folgende RBK 
werden unterschieden: Bei klaren dauerhaften Mehrheiten liegt Homogenität vor, 
wenn Bürgermeister_in und Ratsmehrheit derselben Partei angehören bzw. wenn die 
Partei, der der_die Bürgermeister_in angehört, im Ratsmehrheitsbündnis vertreten 
ist. Kohabitation ist die Konstellation, wenn der_die Bürgermeister_in ein anderes 
Parteibuch hat als die Ratsmehrheit. Wechseln die Mehrheiten je nach anstehender 
Entscheidung, gibt es die RBK wechselnder Mehrheiten.
Die RBK versieht Bürgermeister_innen mit unterschiedlichen Chancen, Amtser-
folg zu erlangen. Bogumil/Gehne/Holtkamp (2003, 28) schreiben den beiden RBK 
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Homogenität und Kohabitation mit dem Begriff der Zwei-Klassen-Gesellschaft 
die Macht zu, die Regierungssituationen in solche der ersten Klasse und solche der 
zweiten Klasse einzuteilen. Denn die drei möglichen RBK bringen für die Bürger-
meister_innen sehr unterschiedliche Handlungsspielräume mit sich, die sich aus ih-
rer mehrheitsbedingt je unterschiedlichen strukturellen Durchsetzungsfähigkeit im 
Rat ergeben.
Homogenität als attraktivste RBK zeigt sich in der Fallauswahl als zahlenmäßig 
bürgermeisterdominierte RBK (1:5). Kohabitation als unattraktivste RBK ist in der 
Fallauswahl ausschließlich Bürgermeisterinnen und keinem Bürgermeister (5:0) 
vorbehalten. Die RBK wechselnder Mehrheiten verteilt sich etwa gleich auf Bür-
germeisterinnen und Bürgermeister (5:6). Die RBK stellt also hinsichtlich ihrer Ver-
teilung eine deutlich geschlechtlich strukturierte Handlungsressource dar (Tab. 5).
Das genaue Zustandekommen von RBK nach Ratswahlen bleibt bislang zu sehr im 
Dunkeln, um einen belastbaren Zusammenhang zu Geschlecht herstellen zu können. 
Ein entscheidender Verteilungsmechanismus konnte jedoch ausgemacht werden: 
Die parteipolitische Großwetterlage der Amtsstadt in der Wahlsituation ist ein Vor-
bote der parteipolitischen Ausgangslage der Regierungssituation. Kandidat_innen 
mit sehr schlechten situativen Wahlchancen, nachweislich zumeist Kandidatinnen, 
erwartet also bei Wahlgewinn tendenziell die (sehr unattraktive) Kohabitation, wäh-
rend die (sehr attraktive) Homogenität bei sehr schlechten Wahlchancen so gut wie 
ausgeschlossen ist und damit eher Kandidaten vorbehalten bleibt.
Vereinbarkeitssituation
Die zweite Handlungsressource der Regierungssituation ist die Vereinbarkeitssitu-
ation der Bürgermeister_innen, also ihre außerberufliche Lebenssituation. Der For-
schungsstand legt die Betrachtung der Vereinbarkeitssituation nahe, da er das Bürger-
meister_in-Amt – wie auch andere politische Positionen – u.a. durch die Spielregel 
der Verfügbarkeit (u.a. Scholz 2004) und als 1,5 Personen-Beruf (Beck-Gernsheim 
1980) mit bestimmten Rückhaltsanforderungen charakterisiert. Gleichzeitig weist 
er nach, dass Bürgermeisterinnen und Bürgermeister ihr Amt in unterschiedlichen 
Familien- bzw. Partnerschaftskonstellationen antreten (u.a. Bertelsmann Stiftung/
Deutscher Städtetag/Deutscher Städte- und Gemeindebund 2008). (Wie) spielen die 
jeweiligen außerberuflichen Lebenssituationen mit den Amtsanforderungen zusam-
men?
Die Verfügbarkeitsanforderung verlangt idealtypisch die Abwesenheit von Fürsor-
geverpflichtungen. Wenn Fürsorgebedarf für Kinder und/oder ältere Angehörige be-
steht, dürfen daraus keine Fürsorgepflichten für die Bürgermeister_innen werden. 
Bürgermeisterinnen erreichen diese Verfügbarkeit vereinbarkeitsbiografisch zu an-
deren Konditionen: Sie gehen ohne Fürsorgepflichten in Kandidatur und Amt, weil 
es keinen hohen Fürsorgebedarf (mehr) zu decken gibt. Die Bürgermeister hingegen 
haben keine Fürsorgepflichten, weil es entweder auch in ihren außerberuflichen Le-
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benssituationen keine Fürsorgebedarfe (mehr) gibt oder sie die Fürsorgepflichten 
im Rahmen der Partnerschaftskonstellation des Karriere-Zuverdienerin-Modells an 
ihre Partnerinnen delegieren.
Die Rückhaltsanforderung beinhaltet idealtypisch, dass jemand Haus- und Versor-
gungsarbeit übernimmt, sowie die Bereitschaft der Familie, bei Repräsentations-
terminen zu begleiten und den öffentlichen Zugriff auf Privates zu akzeptieren. 
Lediglich das Karriere-Zuverdiener_in-Modell ermöglicht diesen idealtypischen 
Rückhalt. In diesem Modell lebt keine einzige Bürgermeisterin, jedoch die meisten 
Bürgermeister. Aber auch dieses Modell ist kein Garant für uneingeschränkten Rück-
halt. Dass die Zumutbarkeit von 1,5 Personen-Berufen hinterfragt gehört, zeigt sich 
darin, die Handlungsressource Vereinbarkeitssituation in uneingeschränkter Ausprä-
gung lediglich bei zwei Bürgermeistern konstant und bei zwei Bürgermeistern pha-
senweise vorhanden ist. Bei allen anderen Bürgermeister_innen gibt es Abstriche.




Verteilung der Ausprägungen der Handlungsressourcen auf die Bürger-
meisterinnen (IN, N=11) und Bürgermeister (ER, N=11)
IN ER IN ER IN ER
uneingeschränkte HR eingeschränkte HR keine HR
parteipolitische 
Ausgangslage
Homogenität wechselnde  
Mehrheiten
Kohabitation











0 2 (2)* 9 (2) 7 (2) (2) 0
* Die in Klammern stehenden Zahlen betreffen die zwei Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, deren Verfüg-
barkeit und/oder Rückhalt phasenweise gewechselt hat.
Den ersten Ergebnisstrang zusammenfassend, lässt sich empirisch ein deutlicher 
geschlechterhierarchischer Einfluss auf die Verteilung der Handlungsressourcen 
nachzeichnen. Die Mechanismen, die diese Verteilungen hervorbringen, korrespon-
dieren zudem mit den drei Gender-Dimensionen (Pimminger 2012) – es sind also 
geschlechterbedingte nachteilige Ausgangslagen.
Dem steht jedoch der zweite Ergebnisstrang gegenüber: Der tatsächliche Wahlerfolg 
und Amtserfolg, der sich in der Erstwahl und in mindestens einer Wiederwahl zeigt, 
unterscheidet sich nicht zwischen den Kandidatinnen und Kandidaten bzw. Bürger-
meisterinnen und Bürgermeistern. Wie passt das zueinander?
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Einordnung: ‚Männliche‘ Standards und Ansätze für ihre Aushebelung
Folgende Deutung (unter anderen) vermag diese Diskrepanz erklären: Die Hand-
lungsressourcen statten lediglich mit Kapital aus, dessen Ausprägungen abgestufte 
Chancen auf Erfolg mit sich bringen. In der Erstwahl und Wiederwahl zeigt sich 
dann der tatsächliche Erfolg. Es scheint denkbar, dass ‚männliche‘ Standards zwar 
für die Zuweisung von Handlungsressourcen seitens der Ortsparteien und damit für 
die Chancen auf Erfolg eine Rolle spielen, jedoch nicht bzw. deutlich weniger für 
den tatsächlichen Erfolg.
Gender erzeugt in Form von Geschlechternorm, Geschlechterordnung und gesell-
schaftlicher Geschlechterstruktur im Grunde genommen artifizielle Bewertungs-
standards, die die Verteilung(smechanismen) steuern. Dagegen werden Wahlerfolg 
und Amtserfolg jenseits dieser Artefakte vielleicht sachlicher bzw. individueller 
und damit vergleichsweise Gender-unabhängiger seitens der Wähler_innen zuge-
sprochen. Kurzum: Möglicherweise werden Handlungsressourcen eher mit starkem 
gender bias entlang ‚männlicher‘ Standards verteilt, dagegen Wahlerfolg und Amts-
erfolg mit geringe(re)m gender bias entlang objektiv(er)er Standards.
Besonders anfällig für eine artifizielle Bewertung scheinen die Handlungsressour-
cen, die stark normativ geprägt sind:15
►  die Eignung(sbeurteilung), die wesentlich auf den heuristischen Eignungskrite-
rien des KandidatEN-Profils basiert und
►  die Vereinbarkeitssituation, die wesentlich auf der idealtypischen Verfügbar-
keits- und Rückhaltsanforderung des Bürgermeister_in-Amtes beruht.
Der Erfolg der Kandidatinnen und der Bürgermeisterinnen, obwohl sie weder das 
KandidatEN-Profil noch die idealtypische Verfügbarkeits- und Rückhaltsanfor-
derung uneingeschränkt erfüllen, kann dahingehend gedeutet werden, dass diese 
‚männlichen‘ Standards ihre Legitimation verloren haben.
Gleiche Handlungsressourcen und endlich Gleichheit! Für einen 
Kulturwandel in der Politik
Empirisch nachzuzeichnen, wer warum mit welchen Handlungsressourcen ausge-
stattet wird, erschließt die ungleichen Bedingungen nominierter Kandidatinnen und 
gewählter Bürgermeisterinnen im Vergleich zu ihren männlichen Amtskollegen. Aus 
der qualitativ angelegten Forschung leiten sich zweierlei Forschungsbedarfe ab: 
zum einen zur Reichweite und Übertragbarkeit mit der Frage, ob diese Handlungs-
ressourcen und die geschlechtliche Strukturierung ihrer Verteilung(smechanismen) 
auch für Bürgermeister_innen anderer Bundesländer, Gemeindegrößen und Parteien 
bzw. ohne Parteibuch gelten.16
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Zum anderen sollten die beiden zentralen ausschlussrelevanten Eigenlogiken des 
kommunalpolitischen Feldes – die Eignung(sbeurteilung) entlang des KandidatEN-
Profils und die Verfügbarkeits- und Rückhaltsanforderung des Amtes – weiter hin-
terfragt werden.17 Denn: Die herkömmliche Männer und ‚Männlichkeit‘ privilegie-
rende Beurteilung von Eignung sowie Definition von Amtsanforderungen behindert 
eine konsequente Bestenauslese und angemessene Unterstützung des kommunalpo-
litischen Spitzenpersonals – und problematisiert damit das politische Geschäft nicht 
nur aus gleichstellungspolitischer Perspektive. Ein grundlegender Kulturwandel 
muss daher die ‚männlichen‘ Standards zum Gegenstand machen, die in der Politik 
immer wieder den „Normalfall Mann“ und „Ausnahmefall Frau“ (re)produzieren.
Erfreulich, wenn die Politik selbst erkennt, dass hier in ihrem ureigensten Interesse 
Handlungsbedarf besteht. Die zentrale Erkenntnis, die zur gesetzlichen Regulierung 
von Wissenschaft, Verwaltung und zuletzt auch der Privatwirtschaft führte, war 
jedoch, dass die geschlechterparitätische Besetzung von Entscheidungs- und Füh-
rungspositionen nicht funktioniert, wenn sie allein dem good will der Akteur_innen 
überlassen wird.18Also gilt auch für die Politik: Ohne Paritätsgesetz kein Kultur-
wandel – ohne Kulturwandel keine Parität in der Politik (ausführlicher dazu siehe 
Lukoschat/Belschner 2017; Kletzing 2017b, 2016; Kletzing/Bonk 2018)!
Vor 100 Jahren ging es darum, dass Frauen als Wählerinnen und Gewählte überhaupt 
an Politik und Gesellschaft partizipieren durften. Das hat die Einführung des Frau-
enwahlrechts geschafft. Heute geht es um die gleichberechtigte Partizipation von 
Frauen an Politik und Gesellschaft: gleichberechtigt im Zugang zu Positionen und 
gleichberechtigt in den Bedingungen, um in diesen Positionen erfolgreich sein zu 
können. Das kann nur ein Paritätsgesetz schaffen. Dies zu erstreiten und zu erkämp-
fen ist die Aufgabe für das zweite Jahrhundert Frauenwahlrecht – wenngleich das 
hoffentlich keine 100 Jahre mehr dauert!
Anmerkungen
1 Die prekäre Datenlage zu Frauen in der Politik ist ein Missstand, der den Missstand der Un-
terrepräsentanz von Frauen in der Politik noch befeuert. Die Datenbeschaffung und -aktua-
lisierung, insbesondere auf der kommunalen Ebene, stellt sich als sehr aufwändig dar. Die 
Zahlen basieren daher auf unterschiedlichen Quellen (BMFSFJ 2017; Lukoschat/Belschner 
2017) und nicht selten auf eigenen Auszählungen.
2  ‚Weiblich(keit)‘ und ‚Männlich(keit)‘ werden im Aufsatz in einfache Anführungsstriche gesetzt, 
weil sie Konstrukte sind, die jedoch sehr reale Gestalt annehmen. Ausdruck dieser Zwischen-
stellung sind die einfachen Anführungsstriche.
3  Die Fallauswahl umfasste ausschließlich hauptamtliche, keine ehrenamtlichen Bürgermei-
ster_innen – sprachökonomisch im Aufsatz als „Bürgermeister_innen“ bezeichnet.
4 Damit folgt die Untersuchung den lauter werdenden Stimmen auch anderer politikwissen-
schaftlicher Grenzgänger_innen (u.a. Holtkamp/Schnittke 2010; Geißel 2004), dass nur der 
Brückenschlag zwischen Gender- und Mainstream-Forschung nachhaltige Erkenntnisse für 
die jeweiligen Forschungsinteressen verspricht.
5 Weil Pimminger (2012) eine umfassende Analyse und Integration bisheriger Frauen- und 
Geschlechterforschung vorgenommen hat, rechtfertigt sich der vornehmliche theoretische 
Fokus auf ihre Arbeit.
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  6  Double bind steht für den „doppelten Standard“, der an Frauen in männlich kodierten Hand-
lungssituationen (z.B. Führungspositionen, Politik) angelegt wird, widersprüchlichen bis un-
vereinbaren ‚weiblichen‘ und ‚männlichen‘ Erwartungen entsprechen zu müssen.
  7  Die neben Bertelsmann Stiftung/Deutscher Städtetag/Deutscher Städte- und Gemeindebund 
(2008) zweite geschlechtervergleichende Bürgermeister_innen-Studie von Lukoschat/Bel-
schner (2014) lag erst nach Konzeptualisierung und Datenerhebung dieser Forschung vor 
und konnte daher erst in die Datenauswertung einfließen.
  8  Lediglich Unterschiede in Form sehr latenter Ausschlüsse von Kandidatinnen bzw. Bürger-
meisterinnen, wie sie Meyer (1997, 359) als „Widerstände und subtilere Abwehrstrategien“ 
beschreibt, wurden erwartet.
  9  Die Fallauswahl entspricht einem most similar cases-design: Die Gemeindegröße, das 
Bundesland und die Partei(zugehörigkeit) wurden als Drittvariablen vereinheitlicht, nur die 
Variable Genusgruppe wurde systematisch variiert. Dadurch wird die Verallgemeinerbar-
keit der Ergebnisse auf von den vereinheitlichten Drittvariablen abweichende Kontexte zwar 
eingeschränkt, jedoch der Erkenntnisgewinn hinsichtlich der interessierenden Variable Ge-
schlecht maximiert. 
10  Alle Erhebungs- und Auswertungsinstrumente befinden sich vollständig im Anhang von Klet-
zing (2017a).
11  Lediglich ein Bürgermeister ist von vornherein nur für eine Wahlperiode angetreten. Alle an-
deren Untersuchten wurden spätestens in der Bürgermeister_in-Wahl 2014/15 mindestens 
einmal wiedergewählt.
12  Jede Bewertung von Eignung ist auch von Subjektivität gefärbt. Um dieser Nichthintergeh-
barkeit des Subjektiven Rechnung zu tragen, wird die Handlungsressource begrifflich als 
„Eignung(sbeurteilung)“ gefasst.
13  Die männliche Schreibweise „KandidatEN-Profil“ soll zum einen explizieren, dass die stati-
stische Mehrheit, deren Merkmale hier beschrieben werden, Bürgermeister waren und an-
zunehmen ist, dass mögliche biografische Spezifika von Bürgermeisterinnen als statistische 
Minderheiten in der soziodemografischen Beschreibung verschwinden. Zum anderen bildet 
der Begriff auch den Androzentrismus der Eignungskriterien ab.
14  Inwiefern sich Gender in den Werdegängen/Lebenszusammenhängen der Befragten zeigt, 
war eine eigene Fragestellung der diesem Beitrag zugrundeliegende Dissertation. Dafür 
wurde eine eigene Indikatorik (Lebensalter, politisch-beruflicher Werdegang, lokale Bin-
dung, Familienverhältnisse) entwickelt und u.a. für die Messung der Eignung(sbeurteilung) 
verwendet.
15  Gleichzeitig stellen sich diese beiden normativen Grundlagen bzw. die aus ihnen hervorge-
henden Ausprägungen der Handlungsressourcen als besonders wirkmächtig heraus, weil sie 
auch auf die anderen Handlungsressourcen ausstrahlen. Damit sind sie maßgeblich für die 
Verteilung(smechanismen) der Handlungsressourcen insgesamt.
16  Insbesondere den ausschlussrelevanten Feinheiten in den politisch-beruflichen Werdegän-
gen sowie bzgl. der zahlenmäßigen Verteilung der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
auf die drei Rat-Bürgermeister_in-Konstellationen sollte repräsentativ für die Grundgesamt-
heit aller Bürgermeister_innen nachgegangen werden.
17  Erste Ansätze, wie jenseits ‚männlicher‘ Standards die Eignungskriterien in Form eines Bür-
germeister_in-Profils und die Verfügbarkeits- und Rückhaltsanforderung im Umfang eines 1 
Person-Berufs definiert werden könnten, finden sich in Kletzing (2017a). 
18  Nur gesetzliche Regulierung kann den eigentlich notwendigen Kulturwandel anstoßen. „Die-
ses Gesetz bewirkt einen Kulturwandel“, so die damalige Bundesfrauenministerin Schwesig 
in ihrer Rede, als sie den Gesetzentwurf für die Privatwirtschaft vorlegte (Schwesig 2015).
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